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Positionen der Mitgliedstaaten und EU-Organe zu den Gemeinschaftseinnahmen

Unmittelbar nach dem Scheitern der Regierungskonferenz über den Ent-
wurf einer Europäischen Verfassung Mitte Dezember 2003 tritt ein neues,
gleichwohl seit langem auf der Zeitschiene der EU-Integration bekanntes
Thema auf die europäische Bühne: Die Finanzielle Vorausschau für die
Jahre 2007 bis 2013 wird in den kommenden Monaten die Regierungen
der künftig 25 Mitgliedstaaten der Europäischen Union (EU) sowie die
Kommission und das Europäische Parlament vor schwierige Verhandlun-
gen stellen. Im Februar 2004 wird die Kommission in einer Mitteilung an
den Rat die Richtung für die zukünftige europäische Finanzplanung skiz-
zieren. Noch in der ersten Jahreshälfte 2004 soll dann ein Gesetzgebungs-
vorschlag als Grundlage für die erforderlichen Beratungen vorliegen. Nach
den Planungen der Kommission könnte die neue Finanzielle Vorausschau
im ersten Halbjahr 2005 verabschiedet werden.

Das gemeinsame Schreiben Deutschlands, Frankreichs, Großbritanniens,
der Niederlande, Österreichs und Schwedens an den EU-
Kommissionspräsidenten Romano Prodi vom 15. Dezember 2003 mit Blick
auf die kommenden Finanzverhandlungen und das harsche Echo, das es
auf vielen Seiten hervorrief, bezeugen die zum Teil erheblichen Meinungs-
verschiedenheiten innerhalb der Union. Während die Verfasser des Schrei-
bens die Eigenmittelobergrenze auf das gegenwärtige Ausgabenniveau ab-
senken wollen, mahnen andere angesichts der Erweiterung und der alten
wie neuen Aufgaben in den Gemeinschaftspolitiken zu größeren finanziel-
len Anstrengungen. 

Zu erwarten ist, dass sich die Reformdebatte diesmal nicht um die euro-
päische Landwirtschaft drehen wird, da hierfür die Ausgaben bereits im
Oktober 2002 vom Europäischen Rat bis einschließlich 2013 festgelegt
wurden. Vielmehr wird der zweite große Ausgabenbereich, die EU-
Strukturpolitik, im Mittelpunkt der kommenden Beratungen stehen. Die
bisherigen Empfänger von Strukturfördermitteln, allen voran Spanien,
bangen mit dem Beitritt der zehn neuen Mitgliedstaaten um den Verlust
der Förderfähigkeit ihrer Regionen und verlangen deshalb von den ‚Netto-
zahlern‘ größere finanzielle Solidarität. Mehr Geld erfordern zukünftig
aber auch die Aufgaben in der Gemeinsamen Außen- und Sicherheitspoli-
tik (GASP), in der Justiz- und Innenpolitik sowie im Bereich der europäi-
schen Forschungs- und Technologiepolitik. Und schließlich wäre eine Er-
höhung der Mittel für die internen Politikbereiche der ‚alten‘ Europäi-
schen Gemeinschaft mehr als wünschenswert.

Weniger spektakulär als der drohende Streit über die Gemeinschaftsaus-
gaben erscheinen derzeit noch die Reformüberlegungen auf der Einnah-
menseite. Aber auch hier werden Vorstöße zu einer Änderung des Eigen-
mittelsystems aller Voraussicht nach Dissonanzen hervorrufen. Spätestens
der Ruf nach einer Modifizierung des bestehenden Rabattsystems wird für
ausreichend Konfliktstoff sorgen.
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Grund genug, die unterschiedlichen Positionen von Mitgliedstaaten und
EU-Organen zu den anstehenden Verhandlungen um die Finanzielle Vor-
ausschau aufzuzeigen. In einem zweiten Teil werden in gleicher Weise die
Standpunkte einiger deutscher Akteure zu den wichtigsten strittigen
Themen untersucht. 

Positionen der Mitgliedstaaten und EU-Organe
zu den Gemeinschaftseinnahmen

Eigenmittelobergrenze 

Der Brief der sechs ‚Nettozahler‘ an Kommissionspräsident Romano Prodi
war Anlaß zum Streit. In ihrem Schreiben fordern die Unterzeichner, die
durchschnittlichen Ausgaben für die kommende Finanzielle Vorausschau
2007-2013 auf dem gegenwärtigen Niveau von nicht mehr als 1,0% des
Bruttonationaleinkommens in der EU (EU-BNE) zu stabilisieren. Diese Quo-
te entspricht auch dem Mitte Dezember vom EU-Parlament verabschiede-
ten Brüsseler Haushalt für 2004.1 Die Regierungen der sechs größten Net-
tozahler versichern, dass trotz der geforderten Beschränkung des Ausga-
benniveaus immer noch jährliche nominelle Zuwachsraten von knapp 5%
für den EU-Haushalt zu erwarten seien und damit eine angemessene Ge-
staltung der Politik in der erweiterten Union gewährleistet sei. 

Auf scharfe Kritik trifft die Initiative der sechs Staaten hingegen in Brüssel.
Romano Prodi hält die geplante Erweiterung und die Erfüllung der Ge-
meinschaftsaufgaben bei einer dauerhaften Deckelung der Ausgaben für
ausgeschlossen. Der Kommissionspräsident und mit ihm zehn weitere
Kommissare befürworten deshalb, die bisherige Eigenmittelobergrenze
von 1,27% des EU-BSP in der kommenden Finanzperiode voll auszuschöp-
fen. Einigkeit besteht innerhalb der Kommission allerdings nicht. So wur-
de von Seiten der deutschen, britischen und niederländischen Kommissare
ein Budgetvorschlag in Höhe von 1,15% des EU-BNE ins Spiel gebracht. Der
Vorschlag konnte sich allerdings innerhalb der Kommission bisher nicht
durchsetzen.

Das Ansinnen der sechs Mitgliedstaaten stößt bei den anderen EU-
Regierungen auf unterschiedliche Reaktionen. Spanien lehnt als bisheriger
Nettoempfänger von EU-Fördermitteln die Forderung nach einem „Einfrie-
ren“ der Brüsseler Ausgaben entschieden ab. Vorschläge spanischer Ent-
scheidungsträger, die der Position der sechs Nettozahler entgegenkom

1 Vgl. EU-Haushalt 2004: gute Ergebnisse des Konzertierungsverfahrens, Brüssel,

24.11.03, http://europa.eu.int/comm/commissioners/schreyer/Presse/241103_eu-

budget2004_de.pdf
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men, sind angesichts des bevorstehenden Wahlkampfs in naher Zukunft
wohl kaum zu erwarten. Polens Regierung äußert hingegen Verständnis
für die sechs Mitgliedstaaten; schließlich seien die möglichen finanziellen
Folgen einer solchen Begrenzung der Ausgaben, so der für die EU-
Integration zuständige Staatssekretär Jaroslav Pietras, nicht unbedingt
ungünstig. Polen erhalte die vollen Direktzahlungen erst ab 2013, und die
Strukturförderung sei auf 4% des BIP begrenzt. Weitere Verbündete sieht
Finanzminister Hans Eichel seit dem EU-Finanzministerrat Ende Januar in
Irland, Dänemark, Italien und Slowenien, die sich gegen die Erhöhung des
Brüsseler Etats von derzeit 100 Mrd. Euro im Jahr bis 2013 um etwa 50
Mrd. Euro verwehren.

Eigenmittelbeschaffung 

Überlegungen mit Blick auf eine Reform des Eigenmittelsystems der Union
werden bisher nur innerhalb der Kommission und auf Seiten der österrei-
chischen Bundesregierung diskutiert. Haushaltskommissarin Michaele
Schreyer befürchtet die völlige Abhängigkeit von Beiträgen aus den Mit-
gliedstaaten, die sich an deren Wirtschaftsleistung bemessen. Eine zu-
nehmende Gefahr für die Finanzautonomie Brüssels stelle zudem die ste-
tige Abnahme des Anteils der traditionellen Eigenmittel am Gesamtbudget
dar. Schreyer und der österreichische Bundeskanzler Schüssel schlagen
deshalb vor, bestimmte Steuereinnahmen (aus Wien wird die Körper-
schaftssteuer in die Diskussion gebracht) in den Mitgliedstaaten ganz oder
teilweise für die EU-Finanzierung zu reservieren. Dies könne auf der Basis
bereits bestehender harmonisierter Steuern geschehen, einer neuen EU-
Steuer bedürfe es hierfür nicht. 

Als weiteres Argument für eine Reform der Eigenmittelbeschaffung nennt
die Haushaltskommissarin die völlige Intransparenz des jetzigen Systems.
Eine klar sichtbare EU-Steuer würde es hingegen dem einzelnen EU-Bürger
ermöglichen, die abgeführten Steuern als solche wiederzuerkennen. Und
nicht zuletzt entspreche eine unmittelbare Finanzierungsquelle auch dem
politischen Status der Gemeinschaft. Tatsächlich birgt die Einführung ei-
ner EU-Steuer einen weiteren politischen Vorteil. Denn immerhin wären
dann auch Wahlen zum Europäischen Parlament über Auseinanderset-
zungen zur Frage der Finanzierung weiterer Integrationsvorhaben analog
zu nationalen Wahlen zu gestalten. Europawahlen könnten genutzt wer-
den, um die Einnahmen- und Ausgabenpolitik der EU zu sanktionieren,
die Fraktionen im EP sowie die Europäischen Parteien könnten sich einem
Thema widmen, daß sich als Vehikel zur Europäisisierung einer öffentli-
chen Debatte in allen EU-Staaten eignet. 

Die anderen Mitglieder der Union halten sich hinsichtlich der Finanzie-
rung des Budgets über eine eigene Steuer noch bedeckt. Die Erklärung von
Staatsminister Bury im Plenum des Europäischen Konvents, wonach die
Erhöhung der Gesamtsteuerbelastung durch eine zusätzliche EU-Steuer für
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Deutschland nicht in Frage komme, dürfte insoweit auch dem derzeitigen
Empfinden der meisten anderen Mitgliedstaaten entsprechen. Diese Hal-
tung schließt allerdings die Schaffung eines autonomeren und transparen-
teren Eigenmittelsystems nicht aus.

Rebate 

Keine offiziellen Äußerungen seitens der EU-Staaten sind derzeit im Rah-
men der Debatte um den britischen Beitragsrabatt zu hören. Abgesehen
von Großbritannien dürften sich aber alle Mitgliedstaaten darin einig sein,
dass die Beitragszahlungen für den britischen Zahlungsrabatt in Höhe von
4,7 Mrd. Euro nicht ohne weiteres fortgeführt werden sollten. Weder die
ökonomische Situation in Großbritannien noch die anstehenden Kosten
für die Erweiterung rechtfertigen die Beibehaltung des Sonderrabatts. 

Die Kommission tritt ebenfalls für ein gerechteres System ein, ist sich aber
angesichts der erforderlichen Einstimmigkeit im Europäischen Rat dar-
über bewusst, dass eine Änderung des Eigenmittelbeschlusses gegen die
Londoner Regierung nur schwer durchzusetzen ist. In die entgegengesetz-
te Richtung geht deshalb der Vorschlag Michaele Schreyers, eine zumutba-
re Obergrenze für Beiträge, die, gemessen am nationalen BSP, für alle Net-
tozahler gleichermaßen gilt, einzuführen. Dies hätte die funktionale Er-
weiterung des Rabattsystems auf alle Mitgliedstaaten der EU zur Folge.

Positionen der Mitgliedstaaten und EU-Organe
zu den Gemeinschaftsausgaben

Landwirtschaft 

Die Verhandlungen um die Finanzielle Vorausschau 2007-2013 lassen für
den Bereich Landwirtschaft nicht die Annahme grundsätzlich neuer Vor-
schläge erwarten, sondern vielmehr die Beibehaltung oder gegebenenfalls
leichte Modifikation bereits auf den Weg gebrachter Reformen. Weitrei-
chende Beschlüsse mit Blick auf die Finanzierung der europäischen
Agrarwirtschaft wurden sowohl auf dem Brüsseler Ratstreffen im Oktober
20022 als auch auf der Tagung der Agrarminister im Juni 2003 in Luxem

2 Vgl. Europäische Kommission, Informationsblatt: Erweiterung und Landwirtschaft:

Ein faires, maßgeschneidertes Paket zugunsten der Landwirte in den Beitrittsländern,

Brüssel, 20.12.02,

http://europa.eu.int/rapid/start/cgi/guesten.ksh?p_action.gettxt=gt&doc=MEMO/02/301

|0|RAPID&lg=DE&display=
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burg3 getroffen. 

Im Vorfeld des Brüsseler Treffens kamen der französische Staatspräsident
Jacques Chirac und Bundeskanzler Gerhard Schröder darin überein, die
Ausgaben für Direktzahlungen und Preisstützung im Agrarbereich mit ei-
nem Inflationsausgleich von 1% von 2007 bis 2013 einzufrieren, ein Kom-
promiss, der von den anderen Teilnehmern dann im Wesentlichen bestä-
tigt wurde. Die Finanzierung der Osterweiterung im Agrarsektor wird
nach dem Willen der Staats- und Regierungschefs durch eine stufenweise
Heranführung der Beitrittsländer an die zu erwartende Höhe an Direkt-
zahlungen vollzogen. Die neuen Mitgliedstaaten erhalten 25 % der Direkt-
zahlungen für das Jahr 2004, 30 % im Jahr 2005 und 35 % im Jahr 2006.
Für die kommende Finanzperiode werden dann die Direktzahlungen stu-
fenweise bis auf 100 % im Jahr 2013 erhöht.
 
Nach der förmlichen Annahme der Brüsseler Beschlüsse auf dem EU-Gipfel
in Kopenhagen im Dezember 2002 einigten sich die Agrarminister in Lu-
xemburg auf eine Reihe von Reformen, die der Ausgabenplanung im
Agrarbereich die nötige Stabilität verleihen sollen. Dabei handelt es sich in
erster Linie um Maßnahmen, die der Überschussproduktion in der Ge-
meinschaft Einhalt gebieten und dem nötigen Strukturwandel in den
ländlichen Regionen Mittel und Wege zur Seite stellen sollen. Die Ergeb-
nisse der Beratungen sehen im Einzelnen vor:
• Entkopplung der Direktzahlungen von der Produktion,
• stärkere Förderung der Entwicklung des ländlichen Raums durch die

Mittelumschichtung im Rahmen der sogenannten Modulation,
• Bindung der Direktzahlungen an die Einhaltung von Umwelt-, Tier-

schutz- und Qualitätsvorschriften (Cross Compliance), 
• Mechanismus zur Wahrung der Haushaltsdisziplin in Form einer An-

passung der Direktzahlungen (Degression), und
• Anpassungen der Marktstützungspolitik im Rahmen der Gemeinsa-

men Agrarpolitik (GAP), insbesondere durch Kürzungen im Milch- und
Getreidesektor.

Die sechs ‚Nettozahler‘ bekräftigen in ihrem Schreiben an Kommissi-
onspräsident Romano Prodi, dass sie an den in Brüssel vereinbarten
Agrarausgaben bis 2013 festhalten wollen. Es ist wohl auf das Drängen
Frankreichs als größtem Empfänger von Agrargeldern zurückzuführen,
dass diese Forderung in den Brief Eingang gefunden hat. Mit Großbritan-
nien, Schweden und den Niederlanden gehören auch Staaten zu den Un-
terzeichnern, die seit Jahren einen radikalen Abbau der Agrarbeihilfen be-
fürworten. Fehlende Kommentare von Seiten der anderen Mitgliedstaaten
der EU-25 lassen darauf schließen, dass an dem Thema der Agrarausgaben
in den Gesprächen für die Finanzielle Vorausschau 2007 nicht gerüttelt

3 Vgl. Grundlegende Reform der EU-Agrarpolitik für eine nachhaltige Landwirtschaft in

Europa, Luxemburg, 26.06.03, http://europa.eu.int/rapid/start/cgi/guesten.ksh?p_acti-

on.gettxt-=gt&doc=IP/03/898|0|RAPID&lg=de&display=
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werden soll. Einzig und allein die  Haushaltskommissarin Michaele
Schreyer und Erweiterungskommissar Günther Verheugen stellen den
Umfang der vereinbarten Agrarzahlungen in Frage, solange die sechs Net-
tozahler auf der Deckelung der Gesamtbudgets beharren.

Strukturpolitik 

Die Ausgaben für die europäische Strukturpolitik werden im Mittelpunkt
der kommenden Verhandlungen stehen. In diesem Zusammenhang wird
der auf Anfang Februar verschobene dritte Zwischenbericht über den wirtschaft-
lichen und sozialen Zusammenhalt, in dem die Kommission ihre Vorstellungen
zu den Grundzügen der künftigen Strukturpolitik darstellen wird, von be-
sonderem Interesse sein. Der Bedeutung des Themas wurde die Generaldi-
rektion Regionalpolitik der Europäischen Kommission im Vorfeld aber be-
reits dadurch gerecht, dass sie alle beteiligten Akteure dazu aufforderte,
sich an einer Diskussion über die Zukunft der EU-Strukturpolitik mit eige-
nen Positionen und Beiträgen auf einer hierfür eingerichteten Internetsei-
te zu beteiligen. Die Positionen von siebzehn Mitgliedstaaten sowie des Eu-
ropäischen Parlaments und der Kommission selbst lassen neben großer
Uneinigkeit in manchen Punkten auch Einvernehmen oder zumindest
keinen nennenswerten Widerspruch in einzelnen Punkten erkennen. Dazu
zählen: 
• die Beibehaltung der Absorptionsgrenze für Strukturmaßnahmen von

4% des jeweiligen nationalen Bruttoinlandsprodukts (BIP),
• die Konzentration auf die Ziel-1-Förderung,
• die Beibehaltung des Schwellenwerts für die Ziel-1-Förderung von 75%

des regionalen BIP pro Kopf, gemessen am EU-Durchschnitt,
• mehr Vereinfachung, Effizienz und Transparenz bei der Vergabe und

Umsetzung von strukturpolitischen Maßnahmen, und
• mehr dezentrale Verantwortung bei der Umsetzung von strukturpoli-

tischen Maßnahmen.

Klare Differenzen bestehen hingegen insbesondere über die Höhe der für
die Strukturpolitik vorgesehenen Finanzausstattung sowie hinsichtlich
der Übergangsregelungen für Regionen, deren Ziel-1-Förderung mit der
Erweiterung entfällt. Die Koalition der sechs Nettozahler Deutschland,
Frankreich, Großbritannien, die Niederlande, Österreich und Schweden
tritt für eine deutliche Begrenzung der gemeinschaftlichen Ausgaben ein
und lässt keinen Zweifel daran, dass in diesem Zuge auch die Ausga-
benobergrenze für die Strukturpolitik gesenkt werden soll. Für ihre Beibe-
haltung treten hingegen mit Italien, Belgien, Finnland, Tschechien, der
Slowakei und dem Europäischen Parlament sowohl alte als auch neue Mit-
gliedstaaten der Union sowie ein an den Verhandlungen um die Finanziel-
le Vorausschau beteiligtes und in der Legislaturperiode 2004-2009 gestärkt
auftretendes EU-Organ ein. Portugal, Ungarn und Litauen befürworten so-
gar eine absolute Steigerung der Strukturausgaben. Die Anzahl derer, die
der Strukturförderung zumindest das bisherige Gewicht zukommen lassen
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möchten, wird sich mit Sicherheit noch erhöhen, da sowohl eine Reihe
von Beitrittsländern als künftige Nutznießer der europäischen Strukturpo-
litik als auch Spanien als bisher größter Empfänger von Fördermitteln ihre
Vorstellungen noch gar nicht oder nur teilweise geäußert haben. 

Die Festsetzung der Ausgabenobergrenze für die Strukturförderung wird
auch stark davon abhängen, ob es gelingt, geeignete Übergangsregelungen
(phasing out) für die durch den statistischen Effekt der EU-Erweiterung be-
troffenen Regionen aushandeln zu können. Bis auf Spanien und Portugal
sind alle Mitgliedstaaten sowie die EU-Organe der Ansicht, dass die Ziel-1-
Förderung in diesen Regionen in Form von Übergangszahlungen auslaufen
müsse. Über Höhe und zeitliche Dauer der Zuwendungen gibt es allerdings
noch keine konkreten Verlautbarungen. Allein die Aussagen Deutschlands,
Großbritanniens und Dänemarks, Übergangszahlungen nur zeitlich eng
begrenzt gewähren zu wollen, dürften bei den zu erwartenden „Verlie-
rern“ der Erweiterung auf Widerstand stoßen.  

Stellvertretend für die unterschiedlichen Ansichten der Mitgliedstaaten
über die Höhe der Strukturausgaben und die Beschaffenheit der Über-
gangsregelungen ist auch innerhalb der Kommission ein Streit darüber
entbrannt. Auf der einen Seite plädiert Regionalkommissar Michel Barnier
für die Beibehaltung, wenn nicht gar Überschreitung der bisherigen Aus-
gaben für die Strukturpolitik. Zudem fordert er längere und substantielle-
re Übergangszahlungen für Regionen, deren Ziel-1-Förderung mit der Er-
weiterung entfällt, als dies die bestehenden Phasing-Out-Regelungen vor-
sehen. Auf der anderen Seite wünscht eine Gruppe von Kommissaren um
Binnenmarktkommissar Frits Bolkestein eine radikale Umverteilung der
Strukturhilfen auf die Beitrittsländer zu Lasten der bisherigen Empfänger.
Achtzehn Regionen würden dabei ihren Ziel-1-Förderstatus verlieren. Den
Kommissaren geht es in erster Linie darum, mehr Finanzierungsmittel für
ihrer Meinung nach zukunftsträchtigere Politikbereiche zur Verfügung
stellen zu können. In diesem Sinne befürworten sie auch den Wegfall der
Ziel-2-Förderung, ein Vorschlag, der bisher nur auf deutscher Seite auf Ge-
genliebe stößt. 

Die Positionen der Mitgliedstaaten und EU-Organe zur Finanzierung der
EU-Strukturpolitik zeigen, dass die Bereitschaft für einen generellen Sy-
stemwechsel bisher gering ist. Ein am Prinzip der Solidarität orientierter,
radikaler Umbau der Strukturförderung, der eine Verringerung des Wohl-
standsgefälles zwischen den Mitgliedstaaten und nicht mehr zwischen den
Regionen vorsieht, wird bisher nur von Schweden und den Niederlanden
erwogen (Kohäsionsansatz). 

Bereits ansatzweise verwirklicht wurde dieser Ansatz im Rahmen des seit
1993 bestehenden Kohäsionsfonds. Als bisherige und zukünftige Empfän-
ger der aus diesem Fonds stammenden Mittel setzen sich Portugal, Un-
garn, Slowenien, Tschechien und Litauen für seinen Erhalt und weiteren
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Ausbau ein. 

Interne und externe Politikbereiche

Die Kommission wünscht sich eine Erhöhung der Ausgaben insbesondere
in den Bereichen, die zu einer Stärkung der Wettbewerbsfähigkeit der EU
und zu einer angemessenen Erfüllung ihrer künftigen Aufgaben in der
GASP beitragen. Die gemeinsame Initiative der sechs Nettozahler mit Blick
auf die kommende Finanzielle Vorausschau lässt allerdings keine nen-
nenswerte Steigerung der finanziellen Ressourcen für die internen und ex-
ternen Politikbereiche erwarten. Zwar betonen die Regierungen, dass die
EU-Ausgaben zur Steigerung der Wettbewerbs- und Innovationsfähigkeit
beitragen sollen und weitere Schlüsselaufgaben in der GASP, dem Schutz
der Außengrenzen und der Steuerung der Migrationsströme liegen, jedoch
wird die Senkung der Ausgabenobergrenze auf 1% des BNE die Spielräume
hierfür eher begrenzen. Wie ernst es Deutschland, Frankreich, Belgien und
andere Befürworter einer Aktivierung der Regeln für die verstärkte Zu-
sammenarbeit in diesen Bereichen meinen, wird sich letztlich auch in de-
ren Bereitschaft zur finanziellen Ausstattung des EU-Haushalts zeigen. In
Paris wird relativ offen die Karte der den EU-Regeln entzogenen Finanzie-
rung gespielt. Im Prinzip geht die Debatte über die Flexibilisierung einzel-
ner Integrationsschritte daher implizit auch um die Frage des Verhältnis-
ses zwischen Supranationalisierung und Intergouvernementalisierung in
den relativ neuen Politikfeldern des EU-Rechts.

Die anderen Mitgliedstaaten enthalten sich bisher jeglicher Kommentare
und bemühen sich lieber um ihre Positionierung zur Strukturpolitik auf
der Grundlage des bestehenden Acquis. Dies lässt darauf schließen, dass
die Höhe der zu verteilenden Gelder für die internen und externen Politi-
ken letztlich von den politischen Entscheidungen über die Integrationstie-
fe dieser Bereiche abhängig sein wird. 

Positionen der Bundesregierung, der
Bundesländer und Parteien zu den
Gemeinschaftseinnahmen

Eigenmittelobergrenze 

Der Wille der Bundesregierung, die Eigenmittelobergrenze auf einem Ni-
veau von nicht mehr als 1% des EU-BNE zu stabilisieren, stößt in Deutsch-
land nur bedingt auf Zustimmung. Die SPD sowie Vertreter von CDU/CSU
und FDP sprechen sich deutlich für eine Entlastung der Nettoposition
Deutschlands aus und somit gegen eine Ausschöpfung der Eigenmitte
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lobergrenze von 1,27% des EU-BSP aus. Leichte Unterstützung üben die
Bundesländer, die sich in einem gemeinsamen Eckpunktepapier zwar für
die Beibehaltung, nach Möglichkeit aber auch Unterschreitung der beste-
henden Eigenmittelobergrenze einsetzen. Die Fraktion von Bündnis 90/Die
Grünen sieht hingegen in einer Gemeinschaft aus 25 Mitgliedstaaten kei-
nen Spielraum für eine Deckelung des EU-Haushalts..

Eigenmittelbeschaffung und Rebate 

Bündnis 90/Die Grünen sind bisher auch die einzige Partei, die in einem
Programmentwurf zum Europawahlkampf klare Anforderungen an das
europäische Eigenmittelsystem stellt. So betonen sie die Notwendigkeit,
die Union in Zukunft direkt am nationalen Steueraufkommen zu beteili-
gen oder durch eine eigene EU-Steuer zu finanzieren. Das Eigenmittelsy-
stem müsse für den Bürger durchschaubar und dem erreichten Integrati-
onsstatus der Union gerecht werden. Den britischen Beitragsrabatt lehnen
Bündnis 90/Die Grünen als ungerechtfertigt ab.

Positionen der Bundesregierung, der
Bundesländer und Parteien zu den
Gemeinschaftsausgaben

Landwirtschaft 

Die Bundesregierung, die einzelnen Bundesländer sowie die beiden Regie-
rungsparteien SPD und Bündnis 90/Die Grünen sehen bisher keine Veran-
lassung, für eine Modifikation der in Brüssel und Luxemburg angenom-
menen Beschlüsse zur Finanzierung der europäischen Agrarpolitik einzu-
treten. Einzig und allein die mittelfristige Senkung des Agraranteils am
Gesamtbudget und eine stärkere Förderung der Erschließung zusätzlicher
Einkommensquellen in der Landwirtschaft werden von Bündnis 90/Die
Grünen als politische Zielvorgaben formuliert.

Die Oppositionsparteien CDU/CSU und FDP zeigen sich mit den finanziel-
len Vorgaben für die europäische Landwirtschaft bis 2013 grundsätzlich
einverstanden. Die stufenweise Heranführung der Beitrittsländer an die
Direktzahlungen wird von Seiten der CDU/CSU ausdrücklich begrüßt. Die
Unionsparteien warnen aber zugleich davor, dass den deutschen Bauern
durch automatische Kürzungen bei den Ausgaben für die Gemeinsame
Agrarpolitik im Rahmen des Mechanismus zur Sicherung der Haushalts-
disziplin weitere Gelder verloren gehen könnten, sobald die starre Ausga-
benobergrenze durch die anfallenden Kosten der Erweiterung überschrit-
ten würde. 
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CDU/CSU und FDP halten auch die Entkopplung der Direktausgaben vom
Produktionsvolumen für einen Schritt in die richtige Richtung, mahnen
zugleich aber dazu, diese zwecks Übersichtlichkeit und geringerem Ver-
waltungsaufwand vollständig vorzunehmen. Als zu bürokratisch und ko-
stenintensiv gelten darüber hinaus insbesondere bei der CDU/CSU die Re-
gelungen zu Modulation und Cross Compliance. Generell sind alle drei
Parteien der Ansicht, dass eine gesicherte Finanzierung der europäischen
Agrarpolitik nur aus dem Einstieg in die nationale Kofinanzierung der Di-
rektzahlungen erwachse. Damit verringere sich sowohl der deutsche Bei-
trag an den Agrarausgaben als auch deren Anteil am Gesamtbudget. 

Strukturpolitik 

Wie schon auf europäischer Ebene spielt die Finanzierung der EU-
Strukturpolitik ab 2007 auch in den Überlegungen der wichtigsten Akteu-
re in Deutschland eine weitaus größere Rolle als die europäische Agrarpo-
litik. Gemessen an den Forderungen der Bundesregierung bergen die
Standpunkte seitens der Länder sowie von Bündnis 90/Die Grünen und
CDU/CSU sowohl Übereinstimmungen als auch Konfliktstoff. Zu den Punk-
ten, die ein Einvernehmen erwarten lassen, zählen: 
• die Beibehaltung der Absorptionsgrenze für Strukturmaßnahmen von

4% des jeweiligen nationalen BIP,
• die Konzentration auf die Ziel-1-Förderung (die Bundesregierung

möchte hierfür 90 bis 95% aller Strukturmittel verwenden, Bündnis
90/Die Grünen hingegen nur zwei Drittel),

• die Beibehaltung des Schwellenwerts für die Ziel-1-Förderung von 75%
des regionalen BIP pro Kopf gemessen am EU-Durchschnitt, und

• mehr Vereinfachung, Effizienz und Transparenz bei der Vergabe und
Umsetzung von strukturpolitischen Maßnahmen. 

Eine Mehrheit der deutschen Akteure fordert zudem mehr dezentrale Ver-
antwortung bei der Umsetzung von strukturpolitischen Maßnahmen so-
wie eine Lockerung der beihilferechtlichen Bestimmungen auf nationaler
und regionaler Ebene.

Zu den kontroversen Punkten gehört in erster Linie die Frage nach der
Höhe der Ausgaben für die Strukturpolitik. Hiermit eng verknüpft ist die
Einrichtung von Übergangszahlungen für Regionen, deren Ziel-1-
Förderung aufgrund des durch die Erweiterung ausgelösten statistischen
Effekts entfällt. Die Forderung der Bundesregierung, die bisherige Ober-
grenze von 0,45% des EU-BIP zu senken und den Regionen, die aus der För-
derung fallen, mit eng begrenzten Übergangszahlungen zur Seite zu ste-
hen, wird nur von einem Teil der Bundesländer, allen voran Nordrhein-
Westfalen, Saarland und Bremen, mit Zustimmung aufgenommen. Die
ostdeutschen Länder üben sich hingegen in deutlicher Kritik an diesem
Vorhaben, das sie den Verlust ihrer bisherigen Förderung ohne entspre
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chenden Ausgleich fürchten. Unterstützung erhalten sie hierbei von der
CDU/CSU, die zwar keine konkrete Zahl für die Höhe der Strukturzahlun-
gen nennt, sich aber für Übergangszahlungen auf dem Niveau der bisheri-
gen Ziel-1-Förderung stark macht. Bündnis 90/Die Grünen sprechen hinge-
gen von „gerechten“ Übergangszahlungen, die in der Beibehaltung und
vollständigen Ausschöpfung der bisherigen Ausgabenobergrenze ihre ge-
eignete Finanzierung finden sollen.

Unterschiedliche Ansichten lassen sich auch hinsichtlich des zweiten und
dritten Förderziels identifizieren. Während die Bundesregierung diese
vollends abschaffen möchte, plädieren Bündnis 90/Die Grünen sowie eini-
ge westliche Bundesländer für ihre Beibehaltung. Insbesondere die Maß-
nahmen, mit denen sich ein europäischer Mehrwert erzielen lässt, sollten
ihrer Meinung nach auch in Zukunft fortgeführt werden.

Der Wunsch nach einem vollständigen Umbau der europäischen Struk-
turpolitik wurde bisher von deutscher Seite nur verhalten geäußert. Mit
Bayern, Baden-Württemberg und Hessen sieht nur ein Teil der Bundeslän-
der in einer grundlegenden Reform der EU-Strukturpolitik mit einem Sy-
stemwechsel hin zu einer ausschließlichen Förderung schwächerer Mit-
gliedstaaten eine achtbare Alternative. Der Wechsel zu Transferzahlungen
zwischen den Mitgliedstaaten könnte zu mehr Effizienz und Kostener-
sparnis bei der Verwaltung der europäischen Fördermittel sowie zu mehr
Eigenverantwortung der Mitgliedstaaten für die Überwindung ihrer Struk-
turprobleme führen. Voraussetzung für die Zustimmung der Länder zu ei-
nem Nettofondssystem wäre allerdings die frühzeitige und rechtsverbind-
liche Zusage durch den Bund, die den Ländern dadurch entgehenden EU-
Mittel zu kompensieren. Eine Lockerung der beihilferechtlichen Regelun-
gen müsse zur Ausweitung der nationalen Förderung noch hinzukommen.
Ähnliche Überlegungen sind auch innerhalb der CDU/CSU- Fraktion zu
vernehmen.

Interne und externe Politikbereiche 

Hinsichtlich der internen und externen Politikbereiche der Gemeinschaft
haben in Deutschland neben der Bundesregierung bisher die SPD, Bündnis
90/Die Grünen und die FDP Stellung bezogen und eine Erhöhung der Aus-
gaben vorgesehen. Als vordringliches Ziel nennen alle drei Parteien die Er-
höhung der Ausgaben für die Forschung. 
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Themen Agenda 2007 – Einnahmenseite EU

EU-ORGANE/ MITGLIEDSTAATEN
(EU 25)

Eigenmittelobergrenze Eigenmittelbeschaffung rebate

KOMMISSION

• Festhalten am bisherigen EU-Budget nur durch Absen-
ken der Zuflüsse an die jetzigen Empfänger möglich1

• elf Kommissare, darunter Prodi, Barnier und Lamy, für
Beibehaltung der Eigenmittelobergrenze von 1,27% des
EU-BSP2

• deutsche, britische und holländische Kommissare für
eine Ausgabenobergrenze von 1,15% des EU-BNE3

• nach Bedarfsschätzungen der einzelnen Kommissions-
abteilungen Ausgaben von 1,30% des EU-BNE möglich4

• gegen völlige Abhängigkeit von
BSP-Eigenmitteln

• für Steuerfinanzierung der EU auf
Basis bestehender harmonisierter
Steuern5

• für mehr Transparenz für den
Steuerzahler6

• Ablehnung des britischen Beitrags-
rabatt

• für Festlegung einer zumutbaren
Obergrenze für alle Nettozahler ge-
messen am nationalen BSP7

EUROPÄISCHES PARLAMENT
DEUTSCHLAND • für Beibehaltung des gegenwärtigen Ausgabenniveaus

von nicht mehr als 1% des EU-BNE8
• gegen zusätzliche EU-Steuer9

FRANKREICH • für Beibehaltung des gegenwärtigen Ausgabenniveaus
von nicht mehr als 1% des EU-BNE10

GROSSBRITANNIEN • für Beibehaltung des gegenwärtigen Ausgabenniveaus
von nicht mehr als 1% des EU-BNE11

• für unveränderte Beibehaltung des
britischen Beitragsrabatt12

ITALIEN • gegen Ausschöpfung der Eigenmittelobergrenze von
1,27% des EU-BSP13

NIEDERLANDE • für Beibehaltung des gegenwärtigen Ausgabenniveaus
von nicht mehr als 1% des EU-BNE14

DÄNEMARK • gegen Ausschöpfung der Eigenmittelobergrenze von
1,27% des EU-BSP15

IRLAND • gegen Ausschöpfung der Eigenmittelobergrenze von
1,27% des EU-BSP16
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SCHWEDEN • für Beibehaltung des gegenwärtigen Ausgabenniveaus
von nicht mehr als 1% des EU-BNE17

ÖSTERREICH • für Beibehaltung des gegenwärtigen Ausgabenniveaus
von nicht mehr als 1% des EU-BNE18

• für eigene EU-Steuer, wenn damit
die Steuerlast für die EU-Bürger
nicht steigt19

SPANIEN • gegen Deckelung der EU-Ausgaben auf 1% des EU-BNE20

• für mehr finanzielle Solidarität21

POLEN

• Verständnis für die Forderung der sechs Nettozahler,
die EU-Ausgaben auf 1% des EU-BNE zu begrenzen22

UNGARN • für mehr finanzielle Solidarität von Seiten der Netto-
zahler23

SLOWENIEN • gegen Ausschöpfung der Eigenmittelobergrenze von
1,27% des EU-BSP24
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Themen Agenda 2007 – Einnahmenseite Deutschland

BUNDESREGIERUNG, BUNDES-
LÄNDER UND PARTEIEN

Eigenmittelobergrenze Eigenmittelbeschaffung rebate

BUNDESREGIERUNG • für Beibehaltung des gegenwärtigen Ausga-
benniveaus von nicht mehr als 1% des EU-
BNE25

• gegen zusätzliche EU-Steuer26

BUNDESLÄNDER • für Beibehaltung und nach Möglichkeit Un-
terschreitung der Eigenmittelobergrenze
von 1,27%  des EU-BSP27

SPD • für Beibehaltung des gegenwärtigen Ausga-
benniveaus von nicht mehr als 1% des EU-
BNE28

• Garrelt Duin (MdEP): für konsequente Aus-
schöpfung der bestehenden Eigenmitte-
lobergrenze von 1,27% des EU-BSP29

BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN • für Beibehaltung der Eigenmittelobergrenze
von 1,27%  des EU-BSP30

• für direkte Beteiligung am nationalen Steu-
eraufkommen oder die Einführung einer ei-
genen EU-Steuer31

• für Abschaffung des britischen Bei-
tragsrabatt32

CDU/CSU • für Beibehaltung des gegenwärtigen Ausga-
benniveaus von nicht mehr als 1% des EU-
BNE33

• EVP-ED-Fraktionsvorsitzender Hans-Gert Pöt-
tering: für maßvolle Erhöhung der Ausgaben
auf 1,15% des EU-BNE34

• gegen eigene EU-Steuer35

FDP • gegen Ausschöpfung der Eigenmittelober-
grenze von 1,27% des EU-BSP36

• für finanzielle Entlastung Deutschlands37

• gegen Einführung einer EU-Steuer38
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Themen Agenda 2007 – Ausgabenseite EU

EU-ORGANE/

MITGLIEDSTAATEN (EU

25)

Landwirtschaft Strukturpolitik Interne Politikbereiche Externe Politikbereiche

KOMMISSION

• für Beibehaltung der vom Euro-
päischen Rat im Oktober 2002
festgelegten Obergrenze bis
201339

• gegen höhere Direktzahlungen
für die Beitrittsländer40

• Schreyer/ Verheugen: für Kürzung
der Agrarausgaben bei Deckelung
des EU-Budgets auf nicht mehr als
1% des EU-BNE41

• gegen Anhebung des Schwellenwerts für den
Erhalt der Ziel-1-Förderung in den bisherigen
Förderregionen

• für Übergangslösungen für Regionen, die aus
der Ziel-1-Förderung fallen42

• für Konzentration der Strukturausgaben auf die
Ziel-1-Förderung43

• für Vereinfachung und mehr Effizienz bei den
Vergabeverfahren44

Gegensätzliche Positionen innerhalb der Kommissi-
on:

Regionalkommissar Barnier

• für zukünftige Finanzausstattung der Struktur-
politik in Höhe von mindestens 0,45% des EU-
BIP45

• für längere und substanziellere Übergangszah-
lungen für Regionen, die aus der Ziel-1-
Förderung fallen46

• für Unterstützung territorialer und themati-
scher Prioritäten außerhalb der Ziel-1-
Förderung47

• für Erhöhung der
Ausgaben für die Asyl-
und Immigrationspo-
litik

• für Erhöhung der
Ausgaben für den
Schutz der Außen-
grenzen50

• für Erhöhung der
Forschungsförderung

• für Erhöhung der
Förderung erneuer-
barer Energien

• für Erhöhung der
Förderung für die
Transeuropäischen
Netze

• für Erhöhung der
Ausgaben für die  Be-
schäftigungspolitik51

• Prodi: für Einrich-
tung eines Fonds zur
Verbesserung der
Wettbewerbsfähigkeit

• für Erhöhung der
Ausgaben für die
GASP

• für Einbeziehung des

Europäischen Ent-

wick-lungsfonds (EEF)

in den Gemein-

schaftshaushalt

• für Erhöhung der
Ausgaben für die neu-
en Nachbarn 

• für Erhöhung der
Ausgaben für ein fle-
xibleres Instrument
bei Kriseninterventio-
nen

• für Erhöhung der
Ausgaben für die mili-
tärische Forschung53
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Binnenmarktkommissar Frits Bolkestein

• für radikale Umverteilung der Strukturhilfen
auf die Beitrittsländer zu Lasten der bisherigen
Empfänger; 18 Regionen verlieren ihren Ziel-1-
Förderstatus48

• für Wegfall der Ziel-2-Förderung49

in Höhe von 22 Mrd.
Euro52

EUROPÄISCHES PARLA-

MENT

• gegen Senkung der bisherigen Ausgabenober-
grenze für die EU-Strukturpolitik von 0,45% des
EU-BIP

• für Beibehaltung der Absorptionsgrenze von 4%
des BIP

• für Beibehaltung von Übergangsregelungen für
Regionen, die aus der Ziel-1-Förderung fallen

• für alternative Indikatoren neben dem BIP pro
Kopf für die Festsetzung der Förderungswürdig-
keit

• gegen Renationalisierung der Kohäsionspolitik

• für fortlaufende angemessene Unterstützung
von Regionen in den alten Mitgliedstaaten auch
nach der Erweiterung54

DEUTSCHLAND

• für Beibehaltung der vom Euro-
päischen Rat im Oktober 2002
festgelegten Obergrenze bis
201355

• für Beibehaltung der beschlosse-
nen stufenweisen Heranführung
der Beitrittsländer an die Direkt-
zahlungen56

• gegen Erhöhung des gesamten
Agrarbudgets zu Gunsten der
Entwicklung des ländlichen
Raums57

• für Senkung der bisherigen Ausgabenobergren-
ze für die EU-Strukturpolitik von 0,45% des EU-
BIP

• für Senkung der Ausgabenobergrenze zu
Gunsten zukunftsträchtiger Bereiche58

• für Finanzierung der Fördermaßnahmen in den
Beitrittsländern durch Konzentration der Förde-
rung in der alten Gemeinschaft59

• für Absorptionsgrenze von maximal 4% des BIP

• für Konzentration der EU-Strukturmittel auf die
Ziel 1-Gebiete unter Beibehaltung des Schwel-
lenwerts von 75% des BIP pro Kopf gemessen am
EU-Durchschnitt

• für Verwendung von maximal 5-10% der EU-

• für ausreichenden fi-
nanziellen Spielraum
bei Zukunftsaufgaben
und Innovationen60

• für Erhöhung der
Ausgaben für den
Schutz der Außen-
grenzen

• für Erhöhung der
Ausgaben für die Mi-
grationspolitik61

• für Erhöhung der
Ausgaben für die
GASP62
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Strukturfondsmittel für Maßnahmen außerhalb
von Ziel 1, insbesondere solche mit hohem eu-
ropäischen Mehrwert

• für Wegfall der Ziel-2- und Ziel- 3-Förderung als
eigenständige Ziele

• für zeitlich eng begrenzte, faire Übergangsrege-
lungen für Regionen, deren Förderung mit der
Erweiterung entfällt

• für Beibehaltung der Festlegung der Förderhöhe
pro Kopf nach dem jeweiligen regionalen BIP

• für ausreichenden beihilferechtlichen Spiel-
raum für eine nationale Strukturpolitik

• für grundlegende Reform der Verfahren zur
Umsetzung der EU-Strukturpolitik

FRANKREICH

• für Beibehaltung der vom Euro-
päischen Rat im Oktober 2002
festgelegten Obergrenze bis
201363

• für Konzentration der Strukturmittel auf die
Ziel-1-Förderung

• für Beibehaltung des Schwellenwerts von 75%
des BIP pro Kopf gemessen am EU-Durchschnitt

• für Vereinfachung der Vergabeverfahren64

• für Erhöhung der
Ausgaben für den
Schutz der Außen-
grenzen

• für Erhöhung der
Ausgaben für die Mi-
grationspolitik65

• für Erhöhung der
Ausgaben für die
GASP66

GROSSBRITANNIEN

• für Beibehaltung der vom Euro-
päischen Rat im Oktober 2002
festgelegten Obergrenze bis
201367

• gegen höhere Belastungen für die Nettozahler

• für Konzentration der Strukturmittel auf die
bedürftigsten Mitgliedstaaten

• für ausschließlich nationale Maßnahmen der
Strukturpolitik in Mitgliedstaaten mit einem
BIP von über 90% gemessen am EU-
Durchschnitt; zeitlich begrenzte Übergangszah-
lungen möglich

• für vereinfachte und flexiblere Vergabe und
Überprüfung von Strukturmaßnahmen

• für mehr Dezentralisierung gemäß dem Prinzip
der Subsidiarität68

• für Erhöhung der
Ausgaben für den
Schutz der Außen-
grenzen

• für Erhöhung der
Ausgaben für die Mi-
grationspolitik69

• für Erhöhung der
Ausgaben für die
GASP70
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ITALIEN • gegen Überschreitung der bisherigen Ausga-
benobergrenze für die EU-Strukturpolitik von
0,45% des EU-BIP

• für Konzentration der Strukturmittel auf die
Ziel-1-Förderung; Anhebung des bisherigen För-
derniveaus um mindestens 5%

• für vorläufige Beibehaltung des Schwellenwerts
von 75% des BIP pro Kopf gemessen am EU-
Durchschnitt

• für Festlegung der Höhe der Ziel-1-Förderung
nach dem jeweiligen regionalen BIP und der Be-
schäftigungsrate

• für höhere Übergangszahlungen für Regionen,
deren Ziel-1-Förderung mit der Erweiterung ent-
fällt

• für Beibehaltung der Absorptionsgrenze von 4%
des BIP

• für Vereinfachung der Vergabeverfahren

• für Dezentralisierung gemäß dem Prinzip der
Subsidiarität71

NIEDERLANDE • für Beibehaltung der vom Euro-
päischen Rat im Oktober 2002
festgelegten Obergrenze bis
201372

• für beträchtliche Senkung der bisherigen Aus-
gabenobergrenze für die EU-Strukturpolitik von
0,45% des EU-BIP

• für Verringerung des Wohlstandsgefälles zwi-
schen Mitgliedstaaten, nicht mehr zwischen Re-
gionen (Kohäsions-Ansatz)

• für Beibehaltung der Absorptionsgrenze von 4%
des BIP

• für Vereinfachung und Dezentralisierung ge-
mäß dem Prinzip der Subsidiarität bei der Ver-
gabe von Strukturmitteln

• für Beibehaltung von Maßnahmen mit europäi-
schem Mehrwert, insbesondere in Hinblick auf
die grenzüberschreitende Kooperation73

• für Erhöhung der
Ausgaben für den
Schutz der Außen-
grenzen

• für Erhöhung der
Ausgaben für die Mi-
grationspolitik74

• für Erhöhung der
Ausgaben für die
GASP75
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BELGIEN • gegen Senkung der bisherigen Ausgabenober-
grenze für die EU-Strukturpolitik von 0,45% des
EU-BIP

• für Konzentration der Strukturausgaben auf die
Ziel-1-Förderung

• für Beibehaltung des Schwellenwerts von 75%
des BIP pro Kopf gemessen am EU-Durchschnitt

• für Übergangsregelungen für Regionen, deren
Förderung mit der Erweiterung entfällt

• für Beibehaltung der Absorptionsgrenze von 4%
des BIP

• für mehr Dezentralisierung gemäß dem Prinzip
der Subsidiarität76

DÄNEMARK

• für Konzentration der Strukturausgaben auf die
Ziel-1-Förderung

• für Beibehaltung der Absorptionsgrenze von 4%
des BIP

• für faire und zeitlich begrenzte Übergangsrege-
lungen für Regionen, deren Förderung mit der
Erweiterung entfällt

• für mehr Effizienz und Dezentralisierung bei
der Durchführung von Strukturmaßnahmen

• für Stärkung der grenzüberschreitenden Koope-
ration77

SCHWEDEN

• für Beibehaltung der vom Euro-
päischen Rat im Oktober 2002
festgelegten Obergrenze bis
201378

• für beträchtliche Senkung der bisherigen Aus-
gabenobergrenze für die EU-Strukturpolitik von
0,45% des EU-BIP

• für Konzentration der Fördermittel auf die Bei-
trittsländer

• für Verringerung des Wohlstandsgefälles zwi-
schen Mitgliedstaaten, nicht mehr zwischen Re-
gionen (Kohäsions-Ansatz)

• für Beibehaltung der Absorptionsgrenze von 4% 

• für Erhöhung der
Ausgaben für den
Schutz der Außen-
grenzen

• für Erhöhung der
Ausgaben für die Mi-
grationspolitik80

• für Erhöhung der
Ausgaben für die
GASP81
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des BIP

• für Beibehaltung des Schwellenwerts von 75%
des EU-BIP für die Ziel-1-Förderung, falls die Re-
gionalförderung entgegen eigener Ansichten be-
stehen bleibt

• für Verwendung von maximal 5-10% der Struk-
turmittel für Maßnahmen außerhalb von Ziel- 1,
zum Beispiel für die Ziel-2-Förderung und die
grenzüberschreitende Kooperation79

FINNLAND

• für Umschichtung finanzieller
Mittel von der GAP auf die Ent-
wicklung des ländlichen Raums82

• gegen Überschreitung der bisherigen Ausga-
benobergrenze für die EU-Strukturpolitik von
0,45% des EU-BIP

• für Konzentration der Fördermittel auf die Ziel-
1-Förderung

• für Ausweitung der Kriterien zur Bestimmung
der Ziel-1-Förderung

• für Beibehaltung der Absorptionsgrenze von 4%
des BIP

• für Übergangsregelungen für Regionen, deren
Ziel-1-Förderung mit der Erweiterung entfällt

• für ¼ der Strukturmittel für Maßnahmen au-
ßerhalb von Ziel 1

• für Stärkung der grenzüberschreitenden Zu-
sammenarbeit

• für Vereinfachung und Dezentralisierung bei
der Vergabe und Durchführung von Struktur-
maßnahmen83

ÖSTERREICH

• für Beibehaltung der vom Euro-
päischen Rat im Oktober 2002
festgelegten Obergrenze bis
201384

• für Erhöhung der
Ausgaben für den
Schutz der Außen-
grenzen

• für Erhöhung der
Ausgaben für die Mi-
grationspolitik85

• für Erhöhung der
Ausgaben für die
GASP86
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SPANIEN • für Beibehaltung der bisherigen Strukturförde-
rung zum Abbau von regionalen Disparitäten87

PORTUGAL

• für Minimum an Ausgaben für die EU-
Strukturpolitik in Höhe von 0,45% des EU-BIP

• für Beibehaltung der bisherigen Förderhöhe für
Regionen, deren Ziel-1-Förderung mit der Erwei-
terung entfällt

• für Konzentration der Strukturmittel auf die
Ziel-1-Förderung; Anhebung des bisherigen För-
derniveaus um mindestens 5% 

• für Beibehaltung und mögliche Erhöhung der
Mittel des Kohäsionsfonds

• für Vereinfachung, mehr Transparenz und De-
zentralisierung bei der Vergabe von Struktur-
mitteln88

POLEN

• Polens Botschafter in Berlin,
Andrzej Byrt: für schrittweisen
Abbau der Agrarsubventionen zu
Gunsten von EU-Projekten für
Ausbildung und EU-
Verteidigung89

SLOWENIEN • für Konzentration der Fördermittel auf die Ziel-
1-Förderung

• für Beibehaltung der Ziel-1-Förderung bis 2013
und anschließender Übergangszahlungen für
Regionen in den Beitrittsländern, deren Ziel-1-
Förderung mit der Erweiterung entfällt

• für Beibehaltung des Kohäsionsfonds mit einem
Drittel der gesamten Strukturausgaben

• für Beibehaltung der Ziel-1- und Ziel-2-
Förderung sowie einer Stärkung der Gemein-
schaftsinitiativen, insbesondere im Hinblick auf
grenzüberschreitende Kooperation

• für Vereinfachung der Vergabe von Strukturmit
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teln90

TSCHECHIEN

• für Bereitstellung ausreichender Finanzmittel
für die Erfüllung der Kohäsionsziele

• für Beibehaltung des Schwellenwerts von 75%
des EU-BIP für die Ziel-1-Förderung

• für Konzentration der Fördermittel auf die be-
dürftigsten Regionen; ¾ der Strukturmittel für
die Ziel-1-Förderung

• für Beschränkung der Höhe und Dauer von
Übergangszahlungen für Regionen, deren Ziel-1-
Förderung wegen oder auch ohne Erweiterung
entfällt

• für Zusammenlegung der Ziel-1- und Ziel-2-
Förderung 

• für Vereinfachung, mehr Transparenz und De-
zentralisierung bei der Vergabe von Struktur-
mitteln

• für unterschiedliche Modelle nationaler Kofi-
nanzierung entsprechend dem Entwicklungs-
stand der Mitgliedstaaten

• für Beibehaltung des Kohäsionsfonds mit einem
Drittel der gesamten Strukturausgaben91

UNGARN

• für Gleichbehandlung der alten und der neuen
Mitgliedstaaten der EU

• für Erhöhung der bisherigen Ausgabenober-
grenze für die EU-Strukturpolitik von 0,45% des
EU-BIP

• für Beibehaltung des Schwellenwerts von 75%
des EU-BIP für die Ziel-1-Förderung

• für Konzentration der Fördermittel auf die be-
dürftigsten Regionen

• für Beibehaltung und Stärkung des Kohäsions-
fonds

• für Vereinfachung der Vergabeverfahren
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• für mehr regionalpolitischen Handlungsspiel-
raum für die Regionen gemäß dem Prinzip der
Subsidiarität

• für Erhöhung der Ausgaben für die interregio-
nale Kooperation, insbesondere mit Blick auf die
neuen EU-Nachbarstaaten

• für Etablierung eines finanziellen Instruments
für die Einbindung des gesamten westlichen
Balkans in die europäische Politik92

LITAUEN

• für Steigerung der Strukturausgaben

• für Konzentration der Strukturausgaben auf die
Ziel-1-Förderung in den Regionen

• für bisherige Festlegung der Höhe der Ziel-1-
Förderung nach dem jeweiligen regionalen BIP

• für flexiblere Handhabung der Absorptions-
grenze von 4% des BIP

• für klare Begrenzung der Dauer und Höhe von
Übergangszahlungen für das Ausscheiden aus
der Ziel-1-Förderung

• gegen Übergangsregelungen für das Ausschei-
den aus dem Kohäsionsfonds

• für Erweiterung der Aufgaben des Kohäsions-
fonds

• für Stärkung der grenzüberschreitenden Koope-
ration93

MALTA

• für Auslaufen der Ziel-1-Förderung in den Bei-
trittsländern, erst nachdem diese die volle För-
derung für einige Zeit erhalten haben

• für Konzentration der Fördermittel auf die Bei-
trittsländer

• für Beibehaltung der Absorptionsgrenze von 4%
des BIP

• für Vereinfachung der Vergabeverfahren94
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Themen Agenda 2007 – Ausgabenseite Deutschland

BUNDESREGIERUNG, BUN-

DESLÄNDER UND PARTEIEN

Landwirtschaft Strukturpolitik Interne Politikbereiche Externe Politikbereiche

BUNDESREGIERUNG

• für Beibehaltung der vom Euro-
päischen Rat im Oktober 2002
festgelegten Obergrenze bis 201395

• für Beibehaltung der beschlosse-
nen stufenweisen Heranführung
der Beitrittsländer an die Direkt-
zahlungen96

• gegen Erhöhung des gesamten
Agrarbudgets zu Gunsten der
Entwicklung des ländlichen
Raums97

• für Senkung der bisherigen Grenze für
die EU-Strukturpolitik von 0,45 % des
EU-BIP

• für Senkung der Ausgabenobergren-
ze zu Gunsten zukunftsträchtiger
Bereiche98

• für Finanzierung der Fördermaßnah-
men in den Beitrittsländern durch
Konzentration der Förderung in der al-
ten Gemeinschaft99

• für Absorptionsgrenze von maximal
4% des BIP

• für Konzentration der EU-
Strukturmittel auf die Ziel 1-Gebiete
unter Beibehaltung des Schwellen-
werts von 75 % des BIP pro Kopf gemes-
sen am EU-Durchschnitt

• für Verwendung von maximal 5-10 %
der EU-Strukturfondsmittel für Maß-
nahmen außerhalb von Ziel 1, insbe-
sondere solche mit hohem europäi-
schen Mehrwert

• für Wegfall der Ziel-2- und Ziel- 3-
Förderung als eigenständige Ziele

• für zeitlich eng begrenzte, faire Über

• für ausreichenden finan-
ziellen Spielraum bei Zu-
kunftsaufgaben und Inno-
vationen100

• für Erhöhung der Ausga-
ben für den Schutz der
Außengrenzen

• für Erhöhung der Ausga-
ben für die Migrationspoli-
tik101

• für Erhöhung der
Ausgaben für die
GASP102
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gangsregelungen für Regionen, deren
Förderung mit der Erweiterung entfällt

• für Beibehaltung der Festlegung der
Förderhöhe pro Kopf nach dem jewei-
ligen regionalen BIP

• für ausreichenden beihilferechtlichen
Spielraum für eine nationale Struktur-
politik

• für grundlegende Reform der Verfah-
ren zur Umsetzung der EU-
Strukturpolitik

BUNDESLÄNDER

• NRW, Saarland und Bremen für Beibe-
haltung und nach Möglichkeit Unter-
schreitung der bisherigen Grenze für
die EU-Strukturpolitik von 0,45 % des
EU-BIP103

• ostdeutsche Bundesländer fordern
Strukturhilfen bis zu 0,45% des EU-
BIP104

• für Finanzierung der Fördermaßnah-
men in den Beitrittsländern durch
Konzentration der Förderung in der al-
ten Gemeinschaft

• für Beibehaltung der Absorptionsgren-
ze von 4% des BIP

• für höhere Effizienz des Mitteleinsatzes
durch mehr regionalpolitischen Hand-
lungsspielraum gemäß dem Subsidia-
ritätsprinzip für die Mitgliedstaaten
und Regionen

• für Konzentration auf Maßnahmen mit
hohem europäischen Mehrwert 

Reform der EU-Strukturpolitik:

• Alternative 1 – Fortsetzung bisheriger
Strukturpolitik (v. a. ostdeutsche sowie
einige westliche Bundesländer)
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• Teil der Länder ist für der Ziel-1-
Förderung entsprechende Übergangs-
regelungen, inkl. des diesbezüglichen
Beihilferegimes, für Regionen, deren
Förderung mit der Erweiterung entfällt

• Übergangsregelungen für Regionen,
die auch ohne Erweiterung aus der
Ziel-1-Förderung fallen

• Beibehaltung des Schwellenwerts von
75 % des BIP pro Kopf auf regionaler
Ebene gemessen am EU-Durchschnitt

• für einen aus Kohäsionsfonds und
Strukturfonds kombinierten Förderbe-
trag für die Kohäsionsländer, vorrangig
für Umwelt- und Infrastrukturmaß-
nahmen

• geeignete Fortführung der Ziel-2- und
Ziel-3-Förderung

• Beschränkung der EU-Administration
im Hinblick auf Vereinfachung und
Dezentralisierung

• mehr beihilferechtlichen Handlungs-
spielraum für die Mitgliedstaaten und
Regionen

• Alternative 2 – Solidaritäts- oder Nett-
fondssystem (Nettozahler Bayern, Ba-
den-Württemberg und Hessen)

• ausschließliche Förderung schwäche-
rer Mitgliedstaaten durch direkte
Transferzahlungen für strukturwirk-
same Projekte im Rahmen eines Soli-
daritätsfonds

• mehr beihilferechtlichen Handlungs-
spielraum für die nationale Struktur-
förderung

• Zustimmung der Länder nur bei früh
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zeitiger und rechtsverbindlicher Zusa-
ge durch den Bund für eine angemes-
sene Kompensation der den Ländern
entgehenden EU-Mittel105

SPD

• für Entkopplung der Agrarsubven-
tionen von der Produktionsmen-
ge106

• SPD-Fraktion: lehnt die Ausweitung der
Ausgaben für die Strukturpolitik, wie
von Barnier gefordert, als Vorfestle-
gung ab107

• für Erhöhung der Ausga-
ben für Bildung, For-
schung, Technologie und
Entwicklung108

BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN

• für mittelfristige Senkung der
Agrarausgaben

• für Erschließung zusätzlicher Ein-
kommensquellen für die Land-
wirtschaft im Sinne von Multi-
funktionalität109

• gegen Überschreitung, aber für Aus-
schöpfung der bisherigen Grenze für
die EU-Strukturpolitik von 0,45 % des
EU-BIP für Beibehaltung der Absorpti-
onsgrenze von 4% des BIP 

• für Konzentration von 2/3 der EU-
Strukturmittel auf die Ziel-1-Gebiete
unter Beibehaltung des Schwellen-
werts von 75 % des BIP pro Kopf gemes-
sen am EU-Durchschnitt

• für gerechte Übergangsregelungen für
Regionen, deren Förderung mit der
Erweiterung entfällt

• für Beibehaltung der Festlegung der
Förderhöhe pro Kopf nach dem jewei-
ligen regionalen BIP

• für Beibehaltung der Ziel-2- und Ziel-3-
Förderung und ihre Konzentration auf
Maßnahmen mit hohem europäischen
Mehrwert

• für mehr Eigenverantwortung auf lo-
kaler und regionaler Ebene

• für Vereinfachung der Verfahren zur
Umsetzung der EU-Strukturpolitik110

• für Förderung der Grenzregionen

• für Abschaffung des Kohäsionsfonds111

• für Erhöhung der Fi-
nanzmittel, u. a. für die
Bereiche nachhaltige
Entwicklung, Geschlech-
tergerechtigkeit, Um-
weltschutz, Forschung,
Integration und europäi-
sche Wissensgesellschaft

• gegen Beihilfen für die
Atomenergie

• gegen Beihilfen für ökolo-
gisch schädliche Produkte
und Produktionsverfahren

• für verstärkten Kampf ge-
gen Betrug, Verschwen-
dung und Korruption112

• für Einbeziehung des
Europäischen Ent-
wicklungsfonds in
den jährlichen
Haushaltsplan

• für Erhöhung der Fi-
nanzmittel für die
GASP113
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CDU/CSU

• für vollständige Entkopplung, um
weniger Bürokratie und mehr
Übersichtlichkeit zu schaffen

• für beschlossene stufenweise Ein-
führung der Direktzahlungen für
die Beitrittsländer114

• für nationale Kofinanzierung der
Direktzahlungen, vollständig und
dauerhaft sichergestellt durch den
Bund

• gegen Modulation als zu bürokra-
tisch und nicht notwendig für die
Entwicklung des ländlichen
Raums

• gegen Cross-Compliance als zu bü-
rokratisch und kostenintensiv115

• gegen mögliche Degression der
Beihilfen durch das beschlossene
„Einfrieren“ der Ausgabenober-
grenze bei gleichzeitiger Erweite-
rung116

• für Reduzierung von Einzahlungen
und Rückflüssen durch Konzentration
auf die Förderung wirtschaftlich be-
sonders schwacher Regionen

• für der Ziel-1-Förderung entsprechende
Übergangsregelungen einschließlich
des diesbezüglichen Beihilfereglements
für Regionen, deren Förderung mit der
Erweiterung entfällt

• für Anschlussregelungen für Regionen,
die auch ohne Erweiterung aus der
Ziel-1-Förderung ausscheiden

• für mehr Transparenz, Vereinfachung
und Adressatennähe bei der Vergabe
von Strukturfördermitteln sowie effizi-
enter Ergebniskontrolle

• für verstärkte Förderung deutscher
Grenzregionen zu den Beitrittslän-
dern117

• für spürbare Beschränkung der Beihil-
fenkontrolle der Kommission sowie der
gesamten administrativen Verfahren
der EU zu Gunsten nationaler und re-
gionaler Handlungsspielräume

• für Konzentration der Strukturfonds
auf die bedürftigsten Mitgliedstaaten
in Form des Nettofondssytems118

FDP

• für nationale Kofinanzierung der
Direktzahlungen

• für mehr nationale Steuerungs-
möglichkeiten

• für vollständige Entkopplung, um
weniger Bürokratie und mehr
Übersichtlichkeit zu schaffen

• für Abbau von Exportsubventio-
nen und Agrarzöllen 

• für Umschichtung der
Ausgaben hin zu Bildung,
Forschung und Entwick-
lung von Zukunftstechno-
logien120
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• für mehr Effizienz und Transpa-
renz in der Agrarbürokratie sowie
eine Vereinfachung der Vergabe-
verfahren

• für Cross-Compliance nur bei
Vermeidung von mehr Bürokra-
tie119
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